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liarde Euro an das Hotelgewerbe nicht die Ergebnisse 
zeitigen würde, die Sie uns versprochen haben.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Erzählen Sie mir bitte nicht wieder, auch andere Parteien 
hätten diese Forderung in ihrem Forderungskatalog ge-
habt; denn das ist keine Entschuldigung dafür, wie Sie 
die Forderung konkret umgesetzt haben.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Lachen bei der CDU/CSU und der FDP)

Ja, es ist wahr: Auch die Linke hatte die Forderung in ih-
rem Wahlprogramm, 

(Zuruf von der FDP: Genau!)

aber sie war in einen Katalog von Maßnahmen eingebet-
tet. Vorrangig haben wir einen ermäßigten Steuersatz auf 
Kinderkleidung, Medikamente und arbeitsintensive 
Handwerkerleistungen gefordert – das ist der Punkt –, 
und davon steht in Ihrem Gesetz kein Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren der Koalition, wenn Sie 
schon nicht auf die Meinung der Expertinnen und Exper-
ten 

(Zuruf von der FDP: Von der Linken?)

gehört haben, dann sollten Sie sich anschauen, was für 
einen Schlamassel Sie in der Realität angerichtet haben. 
Bekanntlich geht Erfahrung vor Belehrung. Ich sage Ih-
nen: Fehler zu machen, ist menschlich, auch für eine Re-
gierung; aber einen Fehler zu machen, ihn nicht einzuge-
stehen und nicht zu korrigieren, ist politische Dummheit.

(Beifall bei der LINKEN)

Haben Sie den Mut, Ihren Fehler zu korrigieren! Neh-
men Sie die Regelung zurück! Mit unserer Unterstüt-
zung können Sie in diesem Fall ausnahmsweise rechnen.

Danke.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Dr. Thomas Gambke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege Pitterle, auch Ihnen gratuliere ich im 

Namen des Hauses zu Ihrer ersten Rede im Bundestag.

(Beifall)

Jetzt hat der Kollege Dr. Martin Lindner von der 
FDP-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Martin Lindner (Berlin) (FDP): 
Herr Präsident! Verehrte Damen! Meine Herren! Eine 

Bemerkung vorweg: Nehmen Sie grundsätzlich ernst, 
was in unseren Wahlprogrammen steht. 

(Beifall bei der FDP)

Das mag bei Ihnen anders sein. In Ihren Wahlprogram-
men steht irgendetwas, und man hält sich daran oder 
nicht. Wir aber meinen es so, wie es in unseren Program-
men geschrieben steht.

In der Hotellerie in Deutschland arbeiten 1 Million 
Menschen – 100 000 davon sind Auszubildende – in 
240 000 vorwiegend kleinen und mittelständischen Un-
ternehmen. 22 von 27 Staaten in der Europäischen 
Union, alle unsere Nachbarstaaten mit Ausnahme Däne-
marks, kennen einen reduzierten Mehrwertsteuersatz. 
Damit wäre dieser Debattenbeitrag eigentlich schon zu 
Ende gebracht. Was wir gemacht haben, ist lediglich 
eine Frontbegradigung, ist lediglich die Herstellung glei-
cher Wettbewerbsverhältnisse für unsere Wirtschaft, für 
die Hotellerie in Deutschland.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es schadet nicht, Vergleiche zu ziehen. In diesem Ge-
werbe hatten wir letztes Jahr einen realen Umsatzrück-
gang von 6,3 Prozent. Was wir mit dieser Ermäßigung 
der Umsatzsteuer erreicht haben, ist lediglich, dass in 
dieser Branche wieder investiert werden kann. Es ging 
doch nicht darum, die in Deutschland eh schon relativ 
geringen Hotelpreise abzusenken, sondern darum, dass 
die Menschen anständig entlohnt werden können.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Nicolette Kressl [SPD]: So? 
Da haben wir aber etwas anderes gehört! – 
Sabine Bätzing [SPD]: Einmal so, einmal so! 
Wer hat den Bürgern etwas anderes erzählt?)

Sie sitzen doch immer nur hier, fordern die Einführung 
von Mindestlöhnen und quatschen irgendetwas von 
Lohndumping. Wenn es aber einmal darum geht, einen 
so arbeitsintensiven Bereich zu stärken, damit die Men-
schen anständiges Geld für ihre Arbeit bekommen, dann 
sind Sie dagegen. Sie sind eine Klientelpartei. Außer 
Hartz IV können Sie nichts bieten. Wir sorgen für an-
ständige Löhne, und das ist auch gut so.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. h. c. Hans Michelbach 
[CDU/CSU]: Die Linken können doch nur 
Geld verteilen!)

Sie machen nichts als Sprüche. Hier eine Konnexität 
mit einer Spende herzustellen, das ist schon abenteuer-
lich. Bereits das Tourismuskonzept der FDP-Bundes-
tagsfraktion aus dem Jahre 2000 hat die Forderung nach 
einer Absenkung der Umsatzsteuer für die Hotellerie 
enthalten. 2005 wurde diese Forderung wiederholt, 2007 
noch einmal. Sie werden doch nicht ernsthaft auf die 
Idee kommen, dass ein Unternehmer, der noch halbwegs 
bei Trost ist, 1 Million Euro spendet, um eine Forderung, 
die schon seit zehn Jahren von einer Partei erhoben wird, 
quasi zu untermauern. Dieser Unternehmer ist doch 
nicht geisteskrank.

(Beifall bei der FDP – Sabine Bätzing [SPD]: 
Da waren Sie aber noch nicht an der Regie-
rung!)
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Das Schlimme ist: Sie wissen das ganz genau. Hier geht 
es um nichts anderes als darum, Dreck zu spritzen.

(Patrick Kurth [Kyffhäuser] [FDP]: Sehr 
richtig!)

Lassen Sie mich gerade in die Richtung der Grünen 
etwas zum Begriff der Klientelpolitik sagen. Wenn Sie 
diesen Ausdruck in den Mund nehmen, dann fällt mir 
mein alter Lehrer ein, der immer sagte: Wenn man mit 
dem Finger auf jemanden deutet, sollte man bedenken, 
dass drei auf einen selbst zurückzeigen. Bei Ihnen kom-
men zehn Finger zurück. Es gibt doch keine klientelisti-
schere Partei als Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall bei der FDP – Kerstin Andreae [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was?)

Ich erläutere Ihnen das einmal an einem klassischen 
Beispiel. Wie wir gerade lernen, erhält die Solarwirt-
schaft in Deutschland durch Subventionen Margen, von 
denen andere nur träumen können. Wer kümmert sich 
darum, dass es der Solarwirtschaft weiterhin traumhaft 
geht? Bündnis 90/Die Grünen! Sie sind sich nicht zu 
schade, Ihre ganzen Vorfeldorganisationen wie die Deut-
sche Umwelthilfe – deren Geschäftsführer ist zufällig Ihr 
ehemaliger Staatssekretär Baake – in Marsch zu setzen, 
damit sie ihre dicken Subventionen behalten können. 
Diese Organisationen haben keine Umsatzrückgänge 
von 6 Prozent. Sie sind die Klientelpartei. Wenn ich ge-
nauso niveaulos wäre wie Sie, dann würde ich Ihnen 
jetzt Ihre ganzen Spenden aus der Solarwirtschaft auf-
zählen, wie es der Kollege Altmaier gemacht hat.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das erspare ich Ihnen aber und uns genauso.

Besonders lächerlich wird es dann, wenn Ihr Ge-
schäftsführer Beck daherkommt und, um uns Klientelis-
mus nachzuweisen, uns eine Beitragsreduzierung von 
5 Prozent durch die DKV vorhält. Ich habe schon Angst 
bekommen: Gestern haben wir die Einladung eines Deli 
Lama, einer Art Salatservice, bekommen. In dieser Ein-
ladung stand: Mitarbeiter und Abgeordnete der FDP-
Fraktion erhalten einen Rabatt von 15 Prozent. – Da 
habe ich gesagt: Um Gottes willen, werft das Ding weg! 
Holt euch bloß nicht einen Salat mit einem Preisrabatt 
von 15 Prozent. Sonst kommt der Kollege Beck wieder 
und haut uns das Ganze um die Ohren. – Kollege Beck 
würde natürlich nie auf die Idee kommen, seiner eigenen 
Fraktionsvorsitzenden vorzuhalten, dass sie im Wahl-
kampf forderte, einen Toyota Prius zu kaufen, wo doch 
gleichzeitig Herr Al-Wazir im Wahlkampf für einen sehr 
günstigen Preis einen Toyota Prius gefahren ist. Das 
würde er nie tun.

(Beifall bei der FDP)

Uns aber einen Rabatt vorzuhalten, der jedem Kegelklub 
gewährt wird, dazu sind Sie sich nicht zu blöd.

Am Schlimmsten ist die SPD. Ihnen kann man als 
Einzigen keine Klientelpolitik vorwerfen. Sie haben 
keine Klientel mehr. Sie haben einen Rest von Wählern, 

die aus Sentimentalität oder Tradition SPD wählen, aber 
Klientel haben Sie keine mehr.

(Nicolette Kressl [SPD]: Haben Sie einmal 
Ihre Umfragen gesehen?)

– Haben Sie einmal Ihre gesehen? Sie ziehen hier eine 
populistische Nummer ab, aber trotzdem sind Sie in der 
Wählergunst noch nicht gestiegen. Sie haben den Partei-
vorsitzenden gewechselt, Sie sind trotzdem noch im Tal. 
Was wollen Sie eigentlich noch machen, um in der Wäh-
lergunst zu steigen? Sie bleiben bei 20 Prozent. Da kön-
nen Sie machen, was Sie wollen.

(Beifall bei der FDP)

Das wundert mich natürlich auch nicht. Ihr stellver-
tretender Parteivorsitzender Wowereit, den ich nun ein 
paar Jahre kenne, kritisiert diese Spende und sagt, das sei 
ein Riesenskandal. Das ist derselbe Wowereit, der sich 
von der Berlinwasser Holding ein Spenden-Dinner aus-
richten ließ, nachdem er sie vorher teilprivatisiert hatte. 
Ein Spenden-Dinner eines teilprivatisierten Unterneh-
mens, dessen Einnahmen sich ausschließlich aus Zwangs-
gebühren der Bürger rekrutieren! Dieser Wowereit 
macht nun die Backen dick über Parteispenden.

(Sabine Bätzing [SPD]: Der hat aber keinen 
Gesetzentwurf eingebracht!)

Ich lache mich tot.

Oder nehmen Sie Herrn Gabriel: Er fordert uns jetzt 
auf, diesen Vorgang juristisch überprüfen zu lassen. 
Liebe Freunde, juristisch ist an dem Ding alles einwand-
frei.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hier ist doch kein Parteitag!)

Wir haben alles deklariert, alles ist geklärt.

(Nicolette Kressl [SPD]: Ist denn schon 
Fastnacht?)

Hat er denn schon die 150 000 Euro, die die SPD einen 
Monat vor Einführung der Abwrackprämie von der Au-
tomobilindustrie bekommen hat, nach Haiti gespendet? 
Wenn er es gemacht hat, dann legen Sie doch den Über-
weisungsträger auf den Tisch. 

(Beifall bei der FDP)

Ihre albernen Anträge werden wir ablehnen; das ist 
klar.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hochmut kommt vor dem Fall!)

Was wir allerdings ernst nehmen werden, ist das Thema 
Parteienfinanzierung. Darauf können Sie sich verlassen. 
Wir werden sehr genau schauen, wie sich Parteien in 
Deutschland finanzieren, insbesondere wenn sich Par-
teien aus Beteiligungen an Verlagsgesellschaften finan-
zieren, 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

indem sie von der parteieigenen Gesellschaft zweistel-
lige Millionenbeträge pro Jahr abkassieren
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(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Und 
Leiharbeiter beschäftigen!)

und den Menschen, denen sie diese Medien zumuten, 
überhaupt nicht sagen, dass hinter dieser Zeitung, hinter 
diesem Medium eine Partei steckt, wenn auch nur mit ei-
ner Minderheitsbeteiligung. Ich lese Ihnen mit Erlaubnis 
des Herrn Präsidenten – –

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Nein, Herr Lindner, es ist zwar Ihre erste Rede, aber 

Sie überziehen jetzt schon die zweite Minute.

Dr. Martin Lindner (Berlin) (FDP): 
Dann erspare ich Ihnen das Zitat von Inge Wettig-

Danielmeier. 
Ich sage Ihnen aber eines: Wir werden dafür sorgen, 

dass in diesem Bereich genauso viel Transparenz herr-
schen wird und jeder Bürger erfahren wird, 

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Schluss 
jetzt!)

dass nicht die Genialität von Herrn Gabriel oder von 
Herrn Steinmeier Redakteure dazu verführt hat, ein sol-
ches Loblied auf sie zu singen, sondern dass das der Be-
teiligung der SPD an dem entsprechenden Verlag zu ver-
danken ist. Verlassen Sie sich darauf: Transparenz bei 
der Parteienfinanzierung wird ganz oben auf der Agenda 
dieser Regierung stehen!

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – Sabine 
Bätzing [SPD]: Wir freuen uns darauf!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege Lindner, auch Ihnen gratuliere ich zu Ih-

rer ersten Rede im Deutschen Bundestag. Man hat aber 
gemerkt, dass Sie im Landesparlament von Berlin schon 
ausreichend Zeit zum Üben hatten.

(Beifall)
Das Wort hat jetzt der Kollege Thomas Gambke von 

Bündnis 90/Die Grünen.

Dr. Thomas Gambke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Lindner, Sie nehmen zwar jetzt die Gratulationen 
für Ihre erste Rede entgegen, ich möchte Sie aber doch 
bitten, Ihre Aufmerksamkeit kurz auf das zu richten, was 
ich zu sagen habe. 

Ich habe den Eindruck, Herr Lindner, dass Sie hier 
mit sehr viel heißer Luft versucht haben, einen Vorgang 
schönzureden. Ich habe keinerlei Fakten gehört. 

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Waren Sie 
draußen? – Weiterer Zuruf von der FDP: 
Was?)

Doch die Fakten sollten Sie sich einmal anhören: Die 
Steuerermäßigung für Hotels kommt beim Kunden nicht 
an;

(Nicolette Kressl [SPD]: Das wollte er ja auch 
gar nicht, hat er gesagt!)

die ersten Umfragen haben das klar ergeben. Im Gegen-
teil, die Preise gehen sogar leicht nach oben. Geschäfts-
reisen – auch das ist Fakt – verteuern sich, weil weniger 
abgesetzt werden kann. Das Steuersystem wird durch 
weitere Ausnahmetatbestände nicht einfacher, sondern 
komplizierter. 

Lassen Sie mich noch eines sagen: Der CSU-Mann 
Guttenberg wurde heute Morgen als der große Ord-
nungspolitiker bezeichnet, und es wurde viel über Ord-
nungspolitik geredet. Als Neuling in diesem Parlament 
hatte ich wirklich die Hoffnung, da auch einmal Taten zu 
erleben. Aber wenn Sie diese Regelung, die dem, was 
Sie bei einer Umsatzsteuerreform brauchen und wollen, 
diametral gegenübersteht und um 180 Grad entgegen-
steht, als eine Maßnahme verkaufen wollen, die in die 
richtige Richtung geht, dann müssen Sie wirklich mit an-
deren reden. Hier im Parlament nimmt Ihnen das nie-
mand ab. Das ist einfach unglaubwürdig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Nicolette Kressl [SPD]: Das 
war ja auch eine Fastnachtsrede!)

Wir haben im Finanzausschuss nach dem Normen-
kontrollrat gefragt. Ein Redner hat hier von Tricksen, 
Täuschen, Tarnen gesprochen; genau das haben Sie ge-
macht. Sie haben abgelehnt, dieses Gesetz durch den 
Normenkontrollrat prüfen zu lassen. Jetzt sagt die Bun-
desregierung, dass alle Gesetze geprüft werden sollen. 
Sie sind gerade noch durch die Lücke gehuscht, weil Sie 
nicht wollten, dass unabhängige Experten Ihnen vor-
rechnen, was das an zusätzlichen Bürokratiekosten be-
deutet. Das haben Sie vermieden, weil Sie schlicht und 
einfach Angst vor der Wahrheit hatten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Der Kollege Hinsken – Herr Aumer kommt aus Re-
gensburg, habe ich gerade gesehen – hat hier als Nieder-
bayer die geringe Entfernung zu Schärding erwähnt. 

(Patrick Kurth [Kyffhäuser] [FDP]: Fakten! 
Wir wollen Fakten hören!)

Ich komme aus Niederbayern und war, als ich den Inn 
entlanggeradelt bin, auch in Schärding, weil es das 
schönste Barockstädtchen Österreichs ist. Die Mehr-
wertsteuer war jedenfalls nicht der Grund, warum ich 
dort war. Dann bin ich nach Breitenberg im Bayerischen 
Wald, 5 Kilometer von der österreichischen Grenze ent-
fernt, gefahren, um von dort auf den Dreisessel zu mar-
schieren. Auch hier spielte die Mehrwertsteuer keine 
Rolle.

Die Niederbayern sollten da mal hinhören. Den Cam-
pingplatz in Rostock vergleichen Sie mit einem Hotel in 
Nizza. Es ist doch absoluter Blödsinn, anzunehmen, dass 
da Wettbewerb eine Rolle spielt. Das können Sie doch 
niemandem erzählen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Waren Sie 
mal in Rostock? Oder war Niederbayern und 
Berlin bisher alles?)

– Nein. Ich wollte nur die Begründung erwähnen.
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